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der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 8. 1110. 1 Mi Marienwerder, den 22. Februar 1871. 
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Inhalt, des Bundesgefekblattes des Nord⸗ Im 8 4, betreffend die Begleitbriefe bet Packeten, 


deut ndes. tritt als letzter Satz im Abſatz l. hinzu: ! 
Das 51. Se ee pro Auch die Correſpondenzkarten können als 
1870 und das J., 2. und 3. Stück pro 1871 enthält Begleitbriefe verwendet werden. 
re nn N Im 8 5 Erforderniſſe elnes Begleit⸗ 
Nr. 597. die Verfaſſung des deutſchen Bundes. Im 8 5, betreffend die Erfordernis 8 


| bri III. M. folgende Faſſung: 
Nr. 598. das Protokou, betreffend die Vereinbarung briefes, erhalten 0 ae, U nd folge 0 Faſſung 
zwischen dem Norddeutſchen Bunde, Baden und Il. Die Begleitbriefe zu Packeten mit Werth: 


Heſſen über Gründung des Deutſchen Bundes und angabe müſſen mit einem Abdruck desjenigen 
Annahme der Bundesverfaſſung, vom 15. November Peiſchafts in Siegellack verſehen werden, 
1870. 97 fi nn welches zur Verflegelung des Packets benutzt ift. 
Nr. 509. den Vertrag zwischen dem Norddeutſchen Ill. Die Begleitbriefe zu Packeten ohne Werth⸗ 
Bunde, Baden und Heſſen einerſeits und Württem⸗ angabe brauchen mit einem Siegel⸗ oder 
berg andererſeits, bekreſfend den Beitritt Württem. Stempelabdruck nicht verſehen zu werden. 


derb zur Verfaſſung des Deutſchen Bundes, mebit Im 8 10, betreffend den Verſchluß, treten in 
dazu gehörigem Protokoll, vom 28. November 1870. Stelle der Abſ. II. bis V. die folgenden Abſ. III. 

Nr. 600. die Bekanntmachung, betreffend die Einführung bis VII. * 

der Wechſelſtempelſteuer in die Hohenzollernſchen . Bel Pacheten mit Wert hangabe hat die Ber 


Lande, vom 30. Dezember 1870. feſtigung der Schlüßſe ſtets durch Siegellack 
Nr. 60 2 den Allerhöchſten Erlaß vom 28. Dezember aut Abdruck eines ordentlichen Petſchafts 


1870, betreffend die Aufhebung der Ober⸗Poſtdirek⸗ I ſtattzufinden. 

tion in Aachen und die Vereinigung des Geſchäfts⸗ IV. Bei Packeten ohne Werthangabe kann von 
kreiſes derſelben mit demjenigen der Ober⸗Poſtdirektion einem Verſchluß mittelſt Siegel oder Plomben 
in Cöln. N abgeſehen werden, wenn durch den ſonſtigen 
Nr. 603. die Bekanntmachung, betreffend die Ausgabe Verſchluß oder durch die Untheilbarkeit des 
verzinslicher Schatz⸗Anweiſungen im Betrage von Inhalts ſelbſt die Sendung hinreichend ge⸗ 
10 Millionen Thaler, vom 1. Jauuar 1871. ſichert erſcheint. Bei Sendungen, deren 
Nr. 605. den Allerhöchſten Erlaß vom 10. Januar dumhüllung aus Packpapier beſteht, kann der 
1871, betreffend die Ausgabe verzinslicher Schatz⸗ Berſchluß mittelſt eines guten Klebeſtoffs oder 
anweisungen im Betrage von 1,971,600 Thalern. mittelſt Siegelmarken aus Papier oder einem 
Nr. 606, die Bekanntmachung, betreffend die Ausgabe ähnlichen feſteren Material hergeſtellt werden. 
fünſſähriger fünſprozentiger Schatzanweiſungen im Auch bei anderen Packeten können Siegelmarken 
ferneren Betrage von 51,000,000 Thaler oder in Anwendung kommen, ſofern dieſe mit Rück⸗ 
7,500,000 Livres Sterling, vom 6. Januar 1871. ſicht auf das zur Verpackung benutzte Material 
fo beſchaffen ſind, daß dadurch ein haltbarer 

Verordnungen und Bekanntmachungen der Verſchluß erzielt wird. 
Central- Behörden. V. Bei Reiſetaſchen, Koffern und Kiſten, welche 
. mit Schlöſſern verſehen ſind, ſowie bei gut 
1) Abänderungen bereiften und feſt verſpundeten Fäſſern, auch 
050 elements vom 11. Dezember 1867 zu dem feſt vernagelten Mike; bedarf es ebenfalls 
eſetze ber das Poſtweſen des Nerddeutſchen Bundes. keines weitern Verſchluſſes durch Siegel oder 

f Das unterm 11. Dezember 1867 erlaſſene Regle⸗ Plomben. 

deutsche N Geſetze über das Poſtweſen des Nerd⸗ VI. Imgleichen können gut emballirte Maſchinen⸗ 
hi ah ba Möen vom 2. November 1867 erſährt tteile, größere Waffen und Inſtrumente, 
in 3 857 dad rungen, welche auf Grund der Vorſchrift Kartenkaſten, Stäcke Wildpret, J. B. Haſen, 
öff tt 2 angeführten Geſetzes nachſtehend zur Rehe ꝛc., ohne Siegel: oder Plombenverſchluß 

ertlichen Kenntniß gebracht werden. angenommen werden. 

Ausgegeben 


in Marienwerder den 23. Februar 1871. 


VI. In den Fällen hingegen zin welchen Kid en 

ohne Werthangabe 65% 95 gen! 

nicht zutreffen, und An hinreichend ſecherer 

Verſchluß anderweitig nicht hergeſtellt iſt, 

muß ein Siegel oder Plombenverſchluß ſtatt⸗ 

finden. ö 14 n er 

„ Als 5 13 a., 
tritt hinzu? 

„Correſpondenzkartennn. 


18 

J. Die Vorderſeite der Correſpondenzkarte enthält 
einen zur Einrückung der Adreſſe beftinmiten! 

Vordruck. Die Rückſeite kann in ihrer ganzen 
Ausdehnung zu ſchriftlichen Mittheilungen 
beuutzt werden. Die Adreſſe und die Mitthei⸗ 
lung können mit Tinte, Bleiſtift, Rothſtift 
oder ſonſtigem färbenden Material geſchrieben 
werden; nur muß die Schrift haften und 
deutlich ſein. Die Mittheilungen auf der 
Rückſeite können auch durch Druck, Lithographie 
u. ſ. w. hergeſtellt werden, wobei alsdann 
auch ſchriftliche Einſchaltungen zuläſſig ſind. 
Der Abſender braucht ſich nicht zu nennen. 


— 
— 


bei allen Poſtanſtalten, ſowie bei den Brief; 
trägern und Landbriefträgern bezogen werden. 
Dieſe Formulaxe find bereits mit der die 
Gebühr für die Beförderung der Correſpondenz⸗ 
karten darſtellenden Freimarke beklebt. Für 
den Stadtpoſtverkehr und für den Verkehr 
aus dem Orte nach dem Landbeſtellbezirke und 
umgekehrt werden Formulare mit den ent⸗ 
ſprechenden Marken beklebt zum Verkauf an 
das Publicum bereit gehalten. 


Bei Entnahme der Formulare zu Correſpondenz⸗ 
karten iſt nur der Betrag der aufgeklebten 
Marken zu entrichten; das Formular ſelbſt 
wird unentgeltlich geliefert. Auf Wunſch 
ſollen den Correſpondenten aber auch unbe: 
klebte Formulare in Partien von wenigſtens 
5 Stück verabfolgt werden; in dieſen Fällen 
wird der durchſchnittliche Selbſtkoſtenpreis 
berechnet. 
Das Verfahren der Necommandation und 
der Expreßbeſtellung iſt auf die Correſpondenz 
karten anwendbar. 
V. Wenn ein mit der Marke beklebtes Formular 
zur Correſpondenzkarte vor der Einlieferung 
zur Poſt beſchädigt oder ſonſt unbrauchbar 
werden ſollte, fo wird die Poſt den Umkauſch 
deſſelben gegen ein unverletztes mit der ent⸗ 
ſprechenden Marke beklebtes Exemplar unent⸗ 
geltlich bewirken. 
Die Correſpondenzkarten 
Frankirungezwange. 

Im $ 14, betreffend die Druckſachen, erhält der 
Abſ. U. folgende Faſſung: 


Hl. 


IV. 


VI. unterliegen dem 


A* 


betreffend die Correſpondenzkarten, 


„Formulare zu den Correſpondenzkarten können 


U. Die Fe müͤſſen offen, und zwar ent: 
weder unter Streif⸗ oder Kreuzband, oder 
umſchnürt, oder aber in einfacher Art zus 
ſammengefaltet eingeliefert werden. Das 
Band (Beriemitruug)) muß dergeſtalt angelegt 
fein, daß daſſelde abgeſtreift, und die Be: 
ſchränkung des Inhalts der Sendung Hr 
Gegenſtände, deren Verſendung unter! Ban 
— WVerſchnürung) geſtattet ist, erkannt werden 


kann. 
Im 8 17, betreffend die Poſtanweiſungen, erhält 
der Abſ. III. folgende Faſſung?: 
III. Formulare zu den Poſtanweiſungen können 
bei allen Poſtanſtalten, ſowie bei den Brief⸗ 
trägern und Landbriefträgern bezogen werden 
Düſe Formulare ſind bereits mit der die 
Poyſtanweiſungsgebühr darſtellenden Freimarke 
beklebt. Bei Entnahme der Formulare zu 
Poſtanweiſungen iſt nur der Betrag der auf⸗ 
geklebten Marken zu entrichten; das Formular 
ſelbſt wird unentgeitlich geliefert. Auf Wunſch 
ſollen den Correſpondenten auch unbeklebte 
Formulare in Partien von wenigſtens 100 
Stück verabfolgt werden; in dieſen Fällen 
wird für jedes Hundert der durchſchnittliche 
Selbſtkoſtenpreis berechnet. * 


78 
141 
) i 
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Abſatz XV. kommt in Wegfall. 
Im 8 19, betreffend die Poſtvorſchußſendungen, 


kommt der dritte Satz in dem Abſ. IV., welcher mit 
dem Worte „Poſtvorſchußſendungen“ beginnt und 
mit dem Worte „behalten“ endigt, in Wegfall. 

Im 5 30 erhalten die Abſ. III. bis VI., betreffend 
den Umfang der Annahme von Gegenſtänden nach dem 
Beſtellbezirke der Aufgabe⸗Poſtanſtalt, folgende Faſſung: 
Il. An Einwohner im Orts⸗ oder Land beſtell⸗ 

bezirke der Aufgabe⸗Poſtanſtalt werden Poſt⸗ 
ſendungen in gleichem Umfange wie an 
Adreſſater im Bereiche anderer Poſtorte ange⸗ 
nommen. 

Im 833, betreff nd die Berechtigung des Adreſſaten 
zur Abholung der Briefe u. ſ. w., kommt im Abſ. IV. 
der Paſſus unter 4 in Wegfall. N ri 

In der Anlage des Reglements treten hinzu: 


Correſpondenzkarten. 
1 


A. „ze 
Die Gebühr für Correſpondenzkarten beträgt ohne 
Unterſchied der Entfernung pro Stück 1 Sgr. bezw. 
3 Kreuzer. ua g 
Unzureichend frankirte Correſpondeuzkarten, deren 
ſoforlige Rückgabe an den Einlieferet nicht möglich iſt, 
werden wie unzureichend frankirte gewöhnliche Briefe 
behandelt. 


Nebengebühr für die von den Landbriefträgern 
eingeſammelten, zur Weilerſendung beſtimmten Gegen: 
ſtaͤnde. * 

Kl. an 


$ b 
Für die von den Landbriefträgern auf ihren 


— — 


de 


Beſtellungsgängen eingeſammelten recommandirten Sen: jvon Straſg fangenen, | omie auf deren Beauffichtigung X. 
dungen, Poſtauweiſungen und Send anten mit Merih⸗ das Nachfolg Ade b ante eee A 
angabe kommt, wenn dieſe (Hegenſtäude zur DIN aer. vis 15 Hinſichtlich ber Zuläſſen 155 10 x Share 
endung durch die Poſtanſtalt des Etutlonioris des Entlaſſunng macht “ keinen Unterſchie „ob die 0 
Landbriefträgers nach einer andern Poſtanſtalt beſtimmt vor oder nach dem 1. Januar 1 1 1 ener Ae en 
find, außer den tiriimäßigen Potto⸗ und ſonſtigen $ 2. Die vorläufige 1 i a ve Ga 
Gebühren, eine Nebengebühr von / Sgr. bezw. 2 15 Suter : dune als ein Recht in Anſpruch ge 

i 5 Er⸗ 2 K g 
1 8 im Voraus 2 werden muß, zur Er⸗ no rg Pie RE einer 9 

8 i IV. der Anlage des gung, welche von den betreffenden Gefängnißvorſtände 
Neſtementg erhält ne de enge g iur Sam zu b antragen iſt, wenn bei ihnen die Non 

Für die bei der Abgabe⸗ (Diſtributions⸗) Poſt⸗ zeugung ıbeiteht, daß der langen 1) gebeflert ba e 
anſtalt eingelieferten Poſtanweiſungen wird ſowohl ic und die ihm durch die vorläuſige Entlaſſung gebo in 
Falle der Beſtellung durch die Orts⸗ oder Landbrlef. Gelegenheit zum Wiederbeginn 1 ehrenhaften Ku 
träger, als auch im Falle der Abholung, ohne Rückſich“ e Lebenswandels nicht mißbrauchen werde. 


auf die Höhe des Betrages, der Satz von 2 Sgr. 3. Der Gefangene, welchem hiernach die ver: 


oder 7 Kr. in Anwendung gebracht. läufige Eutlaſſung zu Theil werden fol, muß ſich 

Der 8 VIII. erhält ende Faſſung: während der vorangegangenen Haft der Anſtaltsord⸗ 

(hei Verfügungen oder Schreiben mit Behändigungs⸗ nung entſprechend betragen und zugleich in ſeinem 
einen. 


Geſammtverhallen denjenigen Ernft an ben Tag gelegt 

Für die bei anderen Poſtanſtalten eingelieferten haben, welcher als eine Gewähr vafür angeſehen 

Verfügungen oder Schreiben mit Behändigungsſcheinen werden kann, daß er den bei der Entlaſſung gehegte. 
(Inſinuations⸗Documenten) werden erhoben Erwartungen entſprechen werde. 

1) das tarifmäßige Porto für den Hinweg der Ber: Auf den Umſtand allein, daß der Gefangene zu 

fügung, 0 disciplinariſchen Rügen keinen Anlaß gegeben hat, darf 

2) eine Inſinuationsgebühr von 1 Sgr. bezw. 4 Kt. der Entlaſſungsantrag niemals gegründet werden. 

3) das tariſmäßige Porto für die Rückfendung des Andererſeits werden vereinzelte leichtere Verſtöße gegen 

Behändigungsſcheins, die Hausordnung, falls dieſelben nicht auf üblen 

4) von einem Adreſſaten im Lanbbeſtellbezirke bei Willen zurückzuführen find, bei ſonſt zufriedenſtellendem 

der Beſtellung durch den 


Laabbriefträger außer- Geſammtverhalten den Antrag nicht unbedingt aus⸗ 
dem ein Landbrieſbeſtellgeld von ½ Sgr. bezw. 2 Kr. ſchließen dürfen. g 


Für die an Adreſſaten im Orts⸗ oder Lande! 8 4. Außer der Führung des Gefangenen wäh⸗ 
beſtellbezirke der Aufgabe⸗Poſtanſtalt gerichteten Briefe rend der Dauer der Haft find die vebensverhältniſſe 
mit Behändigungsſcheinen (Juſinuations⸗Documenten) in Betracht zu ziehen, denen derſelbe nach der Ent⸗ 
kommen in Anſatz: laſſung entgegengeht. 

Nach dem Ortsbeſtellbezirke: Jnusbeſondere iſt zu prüfen, ob und in welcher 

1) die tarifmäßige Beſtellgebühr für Briefe im Orts⸗ Art derſelbe an dem Orte, nach welchem die Entlaſſung 

beſtellbezirke der Aufgabe⸗Poſtanſtalt, erfolgen ſoll (Entlaſſungsort), Unterkommen und 

2) eine Inſinuations⸗Gebühr von 1 Sgr. bezw. 4 Ke.; Gelegenheit zu ehrlichem Erwerbe zu finden Aus⸗ 
B. Nach dem Landbeſtellbe zirke: ſicht hat 

1) ein Landbriefbeſtellgeld von ½ Sgr. bezw. 2 Ke., Die Gefängnißvorſtände find verpflichtet, in dieſer 

2) eine Inſinuations⸗Gebühr von 1 Sgr. bezw. 4 K. Beziehung eine ſpezielle Erörterung reſp. fomeit erforder⸗ 

ie Porto⸗ bezw, ſonſtigen Beträge für einen lich, ihre Vermittelung eintreten zu laſſen und ſich 

Brief mit Behändigungsſchein muſſen ſämmtlich ent⸗ zu dieſem Zwecke mit den betreffenden Polizei⸗ und 


weder von dem Abſender oder von dem Adreſſaten Gemeinde⸗Behörden, ſowie nach Ermeſſe Wyir üchtheren 
entrichtet werden. 


Privatperſonen an dem Entlaſſungsorte oder in der 
Berlin, den 3. Februar 1871. Nähe deſſelben reſp. mit den Gefängnißvereinen in 
Der Bundes⸗Kanzler. Verbindung zu ſetzen. 
In Vertretung: Delbrück. Die Entlaſſung iſt nicht in Antrag zu bringen, 
wenn die Verhältniſſe, 


. . in welche der Gefangene an 
2) Gemeinſchaftliche Verfügung des Miniſters des dem Entlaſſungs orte eintreten würde, zu der Beſorgniß 
Fern und des Juſliz⸗Miniſters vom 21. Jauuar Anlaß geben, daß derſelbe dadurch in ein ungeordnetes 
1871, betreffend die Ausführung der 88 23 bis 26 oder varbrecheriſches Leben werde zurückgeführt werden. 
des Strafgeſetzbuches für den Norddeutſchen Bund. 9, 5, Der Autrag des Gefängnißvorſtaudes auf 
) be vorläufige Entlaſſung eines Strafgefangenen iſt an das 
Zur Ausführung der 88 23 bis 26 des Straf- Appellationsgericht, in deſſen Vezirk das Strafurtheil 
228 ſür den Norddeulſchen Bund vom 31. Mal ergangen iſt, zu richten und nach Maßgabe der 85 2 
1870 wird in Bezug auf die vorläufige Entlaſſung bis 4 dieſer Verfügung eingehend zu motivixen. 


— 34 
Dem Antrage ſind die Perſonal - Akten des 
Sträflings und eine motivirte Erklärung der Konferenz 
der Anſtalts⸗Oberbeamten oder, wo eine derartige 
Einrichtung nicht beſteht, des Hausgeiſtlichen der be⸗ 
treffenden Konfeſſion beizufügen. 
§ 6. Das Appellationsgericht hat über den 
Antrag des Gefängnißvorſtandes unter Beifügung einer 
kurzen gutachtlichen Aeußerung die Entſcheidung des 
Juſtiz⸗Miniſters einzuhelen, welche letztere hiernächſt 
durch Vermittelung des Appellationsgerichts dem Ge⸗ 
fängnißvorſtande zugefertigt wird. ˖ 
Die Ueberreichung der Unterſuchungsakten oder 
eines Auszuges aus denſelben mit dem Berichte des 
Appellationsgerichts iſt in der Regel nicht erforderlich. 


§ 7. Iſt die vorläufige Entlaſſung von dem 
Juſtiz⸗Miniſter genehmigt worden, ſo iſt dieſelbe von 
dem Gefängnißvorſtande unverzüglich zur Ausführung 
zu bringen, inſofern dieſem nicht etwa in der Zwiſchen⸗ 
zeit Umſtände bekannt geworden find, welche dem An⸗ 
trage auf Entlaſſung entgegengeſtanden haben würden. 

In dieſem letzteren Falle hat der Gefängniß⸗ 
vorſtand dem Appellationsgerichte zur weiteren Veran⸗ 
laſſung ſofort Anzeige zu machen. 

§ 8. In den Provinzen, in welchen die Voll⸗ 
ſtreckung der Strafen der Staatsanwaltſchaft obliegt, 
werden die in der gegenwärtigen Verfügung vorgeſehenen 
Functionen der Appellationsgerichte von den betreffenden 
Behörden der Staatsanwaltſchaft (Ober⸗Staatsanwalt, 
Krouanwaltſchaft, Ober⸗Prokurator) wahrgenommen, 
und ſind daher die in den SS 5 und ? gedachten 
Anträge und Anzeigen an dieſe Behörden zu richten. 


§ 9. Geſuche der Strafgefangenen oder der 
Angehörigen derſelben um Bewilligung der vorläufigen 
Entlaſſung unterliegen zunächſt der Prüfung des Ge⸗ 
fängnißvorſtandes, und ſind von dieſem, wenn ſie zur 
Befürwortung nicht geeignet erſcheinen, durch ablehnende 
Beſcheidung zu erledigen, ſofern nicht bei Zufertigung 
des Geſuches an den Gefängnißvorſtand durch eine 
vorgeſetzte Verwaltungsinſtauz oder durch eine der in 
den SE 5 und 8 dieſer Verfügung genannten Behörden 
ſeine Aeußerung ansdrücklich erfordert worden iſt. 

§ 10. Bei Ausführung der Entlaſſung kommen 
die nachfolgenden Beſtimmungen zur Anwendung. 


1. Dem Gefangenen wird zu Protokoll eröffnet, daß 
er in Gemäßheit der SS 23 u. f. des Strafgeſetz⸗ 
buches nur mit Vorbehalt des Widerrufs entlaſſen 
werde und daß er die Wiedereinlieferung zur Ab⸗ 
büßung des bei der Entlaſſung unvollſtreckt geblie⸗ 
benen Theils der urtheilsmäßigen Strafzeit zu 
gewärtigen habe, falls er bis zum Ablaufe der 
letzteren ſich einer ſchlechten Führung ſchuldig machen 
oder den ihm nach § 2 dieſes § ertheilten Ver⸗ 
waltungsvorſchriften zuwiderhandeln ſollte. 

2. Zu ſeiner Legitimation wird dem Gefangenen ein 


= 


— 


behändigt, auf deſſen Rückſeito die Vorſchriften für 
ſein Verhalten abgedruckt ſind. N | 

Das Duplikat des Entlaſſungsausweiſes wird 
mit der Entlaſſungsverhaͤndlung (Nr. 1) den bei 
der Anſtalts-Regiſtratur verbleibenden. Perſonal 
akten des Gefangenen einverleibt. ra. 


3. In Bezug auf die Abrechnung mit dem Geſangenen 


wegen des für ihn aſſervirten Arbeitsverdienſtes reſp. 
ſonſtigen Privateigenthums, ſowie wegen etwaiger 
Gewährung von Reiſennterſtützung an denſelben 
kommen die für die Entlaſſung der Gefangenen nach 
verbüßter Strafe beſtehenden Vorſchriften mit der 
Maßgabe zur Anwendung, daß dem vorläufig 
entlaſſenen von dem für ihn aſſervirten Gelde nie⸗ 
mals ein höherer als derjenige Betrag baar aus⸗ 
gezahlt werden darf, deſſen derſelbe zu der Neije 
nach dem Entlaſſungsorte auf der vorgeſchriebenen 
Route unumgänglich bedarf. Der Reſt des aſſervirten 
Geldes wird auf Koſten des Gefangenen an die Polizei⸗ 
behörde des Entlaſſungsortes abgeſandt, welche zu 


weiteren Zahlungen an denſelben nur inſoweit er⸗ 


mächtigt iſt, als ſie die Ueberzeugung von der 
Angemeſſenheit der beabſichtigten Verwendung ne 
winnen kann. 


Von der erfolgten Entlaſſung wird Seitens des 
Anſtaltsvorſtandes 


zu den Unterſuchungsakten 
Nachricht gegeben, außerdem aber unter Zufertigung 
einer Abſchrift des Entlaſſungsausweiſes der Polizei: 
behörde des Entlaſſungsortes und, falls dieſe der 
Aufſicht des Landraths unterliegt, auch dem Letzteren 
Mittheilung gemacht. * u N 
Trifft der Gefangene innerhalb der vorgeſchrie⸗ 


benen Friſt an dem Entlaſſungsorte nicht ein, ſo iſt 
Seitens der Ort-Polizeibehörde des letzteren nach Maat 
gabe des § 14 dieſer Verfugung zu verfahren. 


1. Der vorläufig entlaſſene Gefangene tritt 


mit dem Tage der Entlaſſung und bis zum Ablanfe 
der in dem Straf⸗Erkenntniſſe feſtgeſetzten Strafzeit 
unter ſpezielle polizeiliche Kontrole, welche den Zweck 
hat, ihn fortdauernd und in wirkſamer Weiſe an dem 
[[Mißbrauche der ihm durch die Entlaſſung zu Theil 
gewordenen Vergünſtigung abzuhalten, welche aber uicht 
in der Weiſe ausgeübt werden Toll, daß der Entlaſſene 
dadurch in ſeinem Fortkommen behindert oder der 
öffentlichen Verachtung ausgeſetzt wird." . 


$ 12. Die Kontrole wird durch die Ortspolizei⸗ 


behörde des Entlaſſungs- reſp. jedesmaligen Aufenthalts: 
ortes (§ 13) unter Aufſicht der derſelben vorgeſetzten 
Polizeibehörden ausgeübt. ih 


Die Polizeibehörden haben dabei die im § 11 


aufgeſtellten allgemeinen Grundſätze zu beobachten, 
übrigens aber nach eigenem pflichtmäßigen Ermeſſen 
zu verfahren. 
laſſenen, ſowelt dies erforderlich ſcheint, vorübergehend 


Sie find namentlich befugt, dem Ent? 


Entlaſſungsausweis mit Reiſeroute nach dem Ent- noch andere Beſchränkungen als diejenigen aufzuerlegen, 
laſſungsorte in Form des beiliegenden Formulartz welche en Gemäßheit des § 0 Nr. J und 3 des Struf⸗ 


— 85 — 


| { i büßter fe n Seren ene, deren Entlaſſung widerrufen 
geſetzbuches hinſichtlich der nach verbüßter Strafe unter 816. Gefangene, deren tele rufen 
e e Perſonen zuläſſig ſind. worden ist, werden vermittelſt e der die 

Die Auferlegung derartiger beſonderer Beſchrän⸗ tee Hr N ntlaſſung 
k erf ittelſt protokollariſcher Eröffnung an erfolgt iſt, zurückgeſandt. ö lch! g | 
Ne rug f N I Fat die Entlaſſung aus einer entfernten Anſtalt 

F 13. Kraft der gegenwärtigen Verfügung unter⸗ erfolgt, ſo kann mit Genehmigung der der ehe 
liegt der Entlaſſene der beſonderen Beſchräukung, daß genen Anſtalt derſelben Gattung vorgeſetzten Provinzial⸗ 
er ohne ortspolizeiliche Erlaubniß den Entlaſſungs- behörde die Wiedereinlieferung des Gefangenen in dieſe 


oder ſpäteren Aufenthaltsort auf länger als 48 Stunden letztere ſtattfinden. f 2. er. 
W bea 75 an e a Orte nicht ohne Bei Berechuung der noch zu verbüßenden ttafiett 
Erlaubniß der Ortspolizeibehörde dieſes letzteren auf ſind der zweite Abſatz des § 24 5 dritte Abſat 
länger als 48 Stunden Aufenthalt nehmen darf. Die des § 25 des Strafgeſetzbuches zu beachten Die 
eine wie die andere Erlaubniß iſt unter perſönlicher t rn in alfen Fallen auf die Strafzeit 
Geſtellung vor die Orts olizeibehörde und Vorzeigung in Anrechnung zu bringen 
des Entlaſſungsausweiſes ix 10, Nr. 2) nachzuſuchen. ES; „Die durch die ſteckbrieſtiche e, 
Die Erlaubniß iſt zu verſagen, wenn Grund zuſſowie durch die einſtweilige Feſtnahme eines En ben 
ver Annahme vorliegt, daß der Entlaſſene dieſelbe zur reſp. im Falle des Widerrufs der Entlaſſung durch den 
Verübung neuer Rechts verletzungen mißbrauchen oder Rücktransport deſſelben in die Gefängnißanſtalt ent⸗ 
dadurch einem ungeordneten Leben werde zugeführt ſtehenden Koſten ſind als Koſten der Strafvollſtreckung 
werden. . 5 1 zu behandeln und demgemäß — event. unter Vorbehalt 
Von dem Abgange eines Entlaſſenen an einen der Rückforderung aus dem Vermögen des Gefangenen 
neuen Aufenthaltsort iſt der Polizeibehörde daſelbſt. — aus der Anſtaltskaſſe zu erſtatten. am 
durch die Polizeibehörde des bisherigen Aufenthalts⸗ § 18. Ueber den An⸗ und Abzug vorläufig ent⸗ 
ortes Nachricht zu geben. Die erſtgedachte Behörde laſſener Strafgefangener, über die denſelben auferlegten 
hat der letzteren von dem Einkreffen des Entlaſſenen bbeſonderen Beſchrankungen, ſowie über deren Führung 
Mittheilung zu machen. ndl; And den etidaigen Wiberruf Ber Entlaſſung find von 
4 4, 14. Vorläufig entlaſßene Strafgefangene, welche den Ortspolizeibehörden fortlaufende Nachweiſungen zu 
ſich ohne ortspoligetliche Erlaubniß von dem Enklaſſungs⸗ führen, welche im Dezember jeden Jahres dem Land⸗ 
ober ſpäteren Aufenthaltsorte auf länger als 48 Stunden rathe oder, wenn die Orts⸗Polizeibehörde der Regierung 
entfernen, oder von der erhaltenen Erlaubniß, ſich an[(Landdroſtei) unmittelbar untergeordnetaſt, dieſer letzteren 
einen anderen Ort begeben zu dürfen, nicht in der eingereicht werdenn. 
vorgeſchriebenen Weiſe Gebrauch machen, find durch dee Von den Landräthen werden die Nachweiſungen 
Ortspolizeibehörde ſteckbrieflich zu verfolgen. Auch iſtſkreisweiſe zuſammengeſtellt und demnächst ebenfalls der 
in dieſem Falle, wegen des etwaigen Widerrufs der Regierung vorgelegt. 
Entlaſſung, ſogleich nach 8 15 dieſer Verfügung zu Die Regierungen (Landdroſteien) haben auf Grund 
verfahren. undicht II ber Nachweiſungen im Laufe des Januar jeden Jahres 
F 15. Zeigt ein vorläufig entlaſſener Straf⸗ deim Miniſterium des Innern über die Zahl der in 
gefangener ſich arbeitsſcheu oder. zrunkfällig oder giebt ihren Bezirken vorhandenen vorläufig entlaſſenen Straf⸗ 
derſelbe in anderer WMeiſe durch ungeordnetes Verhalten gefangenen, ſowie über die Erfahrungen Bericht zu 
Auſtoß, ſo iſt, falls eine ſogleich zu erlaſſende erſte erſtatten, welche in Bezug auf diefelben im Laufe des 
Verwarnung erfolglos bleibt, Seitens der Ortspolizei⸗ verfloſſenen Jahres gemacht worden ſind. 
behörde gemäß dem § 24 des Strafgeſetzbuches der Berlin, den 21. Januar 1871. * Noro 
Widerruf der Entlaſſung bei den im, § 5 bezw. § 8 Der Miniſter des Innern. Der Juſtiz⸗Miniſter. 
dieſer Verfügung bezeichneten Juſtizbehörden in Antrag gez. Grf. zu Eulenburg. gez. Dr. Leonhardt. 
zu bringen, weiche letztere hierüber an den a: Signalement. Entlaſſungs Ausweis. 


Miniſter zu berichten haben. nl * | 
Daſſelbe findet ſtatt, wenn der Eutlaſſene mit Vorzeiger Dieses, d. aebenſtehend 
450 andeſignaliſtrte bu 75% steine, ge 


übelberüchtigten Perſonen Umgang pflegt, oder bei den 
ſelben Wohnung nimmt, oder wenn er einen bestimmten 


Lebenserwerb nicht nachzuweiſen vermag. 


1, (Erachtet in den vorſtehend bezeichneten Fällen. 
die Ortspol 


5 
12 


Anm 
A 


aus | 5 


ze Fats polizeibehörde aus dringenden Gründen des Nun b 
Genese Wohls die einſtweilige Feſtnahme des von dem Königlichen gerichte 
aNenEen gemäß dem § 20% Abſ. 2, des Strafgeſetz zn wegen 
buchs für erford 1 


20 ordeklich, ſo hat ſie dieſelbe unter gleich⸗ 
beende ee an die vorſtehend bezeichnete Juſtiz⸗ 


zu veranlaſſen und bi endgültigen 
Entſcheidung über den U und bis zur endgültig 


7 


derruf aufrecht zu erhalten. zu einer Stehe von 


Unterſchriſt. ia Gemäßheit des §. 23. des Strafgeſetz⸗ 


— 


fülr 
vorläufig entlaſſene Strafgefangene. 
Der vorläufig entlaſſene Strafgeſangene ſteht unter 


„Der Entlaſſene darf ohne ortspolizeiliche Erlaub⸗ vo 


zuſuchen. 1 a 
Entlaſſene Strafgefangene, welche an dem Ent: 
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Jahren verurtheilt und 
am 18 zur Straf⸗ 
verbüßung eingeliefert, iſt auf Grund Ver 
ſchluſſes des Königlichen Juſtiz⸗Miniſteriums 


4. Der Widerruf iſt außer in den vöͤrſtehend bezeich⸗ 
neten Fällen zu gewärtigen, wenn der Entlaſſene: 
u. ſich arbeitsſcheu oder trunkfällig zeigt, oder 
durch ſonſtiges ungeordnetes Verhalten An⸗ 
ſtoß giebt, 
b. mit übelberüchtigten Perſonen Umgang pflegt 
oder bei denſelben Wohnung nimmt oder 


buchs für den Norddeutſchen Bund vom 
31. Mai 1870 unter dem heutigen Tage 
der Haft vorläufig entlaſſen worden. e. einen beſtimmten Lebenserwerb nicht nachzu⸗ 
D Selbe hat fich über weiſen vermag. 
nach Kreis ; J) Li ſt e 
zu begeben, woſelbſt der aufgerufenen und der Königlichen Kontrole der 
f binnen Tagen einzu⸗ Staatspapiere im Rechnungsjahre 1870 als gerichtlich 
treffen und nach vorgängiger Meldung bei amortifirt nachgewieſenen Staats papiere. 
der Ortspolizeibehoͤrde —— 
Aufenthalt zu nehmen hat. I. Staatsſchuldſcheine. 
Die gegen d Lit. F. über 100 Thlr. Nr. 39,654. 131,299. 170,718. 
feftgeſetzte Strafzeit läuft, falls ein Wider 189,572. 
ruf der Entlaſſung nicht erfolgt, am Lit. G. über 50 Thlr. Nr. 40,801, 
1 Lit. HI. über 25 Thlr. Nr. 8,949. 


18 ab II. Schuldverſchreibungen der Staats⸗Anleihe 
den 18 von 1850. 
(1 8 Kit) B. über 500 Thlr. Nr. 8,325. 9,918. 11,020. 
Königliche de III. Schuldverſchreibungen der Staats⸗Anleihe 


5 von 1853. 
Lit. B. über 500 Thlr. Nr. 2,73%. 
IV. Schuldverſchreibungen 8 Prämien⸗Auleihe 
von 1855. 
Ser. 273 über 100 Thlr. Nr. 27,247, 
5 V. Schuldverſchreibungen der Staats⸗Anleihe 
jpecieller polizeilicher Kontrolle und hat ſich allen). von 1855 A. 
Maßregeln, welche die Ortspolizeibehörde zur Aus⸗ Lit. A. über 1000 Thlr. Nr. 1,660, 
übung der letzteren vorzuſchreiben für angemeſſen Lit, D. über 100 Thlr. Nr. 8,005. 
erachtet, unweigerlich zu fügen. VI. Sanne der Staats⸗Anleihe 
n 1856. 
— den ee er 9 Lit. C. über 200 Thlr. Nr. 7,497. 12,742. 
auf länger als 48 Stunden nicht verlaſſen un J 
an eisen andern Dit u 5 1 bella ber 3 Sgenerſch ßen der Staats⸗Anleihe 
rtspolizeibehörde dieſes letzteren auf länger als it. C. 1 18 Er 1 
48 Stunden Aufenthalt nehmen. tut, ©. über, A: Fön a: 5 1 1585 
Di a 5 * Rh 4,157. 4,158. 4,159. 4,160. 4,161. 4,162, 4 163. 
ie ortspolizeiliche Erlaubniß zum Verlaſſen 4,164. 4,165. 4,166, 4,167. 4,168 4.169. 4.215 
des Entlaſſungs⸗ oder ſpäteren Aufenthaltsortes, 4216. 4.217. 4.218. 4.500. 4.867. 4.868. 4,869. 
ſowie zu jedem nenen Aufenthalte iſt unter per⸗ 4.870. 4,871. el ee Eee 
ſonlicher Gestellung vor die DrtöpoligeisBebörbe lit. P. über 100 Thlr. Nr. 9,390, 9,397. 9,308. 


und Vorzeigung des Entlaſſungs⸗Ausweiſes nach⸗⸗ N 11 

VIII. Sprozentige Schuldverſchreibungen der Staats⸗ 
Anleihe von 1859. 
laſſungsorte innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt Lit. D. über 100 Thlr. Nr. 10,604. 24,315. 
nicht eintreffen, oder ſich demnächſt ohne ort&po: Lit. I. über 50 Thlr. Nr. 10,075. 2 
lizeiliche Erlaubniß auf länger als 48 Stunden IX. 4½¼prozentige Schuldverſchreibungen der 
von demſelben oder von dem ſpäteren Aufenthalts⸗ Staats Anleihe von 1859. 
orte entfernen, oder von der erhaltenen Erlaubniß, Lat. I). über 100 Thlr. Nr. 314. 5,032. 5,260. 
ſich an einen anderen Ort begeben zu dürfen, nicht 16,622. 
in der vorgeſchriebenen Weiſe Gebrauch machen, X. Schuldverſchreibungen der Staats⸗Anleihe 
haben ſofortige ſteckbriefliche Verfolgung, reſp. nach von 1864. 
Lage der Umſtände den Widerruf der Entlaſſung Lt. K. über 1000 Thlr. Nr. 5,787. 
zu gewärtigen. Der letztere kann auch erfolgen, XI. Prioritäts⸗Actien der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen 
wenn der Entlaſſene ohne ortspolizeiliche Erlaub⸗ Eiſenbahn. 
niß einen neuen Aufenthalt nimmt. Ser. J. über 100 Thlr. Nr. 16,928. 
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5 in deren Wohnfitz ſich eine 
XII. Vormal noperſche Landesſchuld⸗Obligatlonen. wenn Correſpondenten, an deren 2 > 
Lit. F. J. uber 1 * 10,323. 11,855, Poſtanſtalt nicht befiudet, diejenigen Perſonen, mit 


Lit. G. I. 100 Thlr. ta Piſtolen à 5 Thaler welchen fie im Briefwechſel ſtehen, auf das gedachte 
Nr. m rege 0 Nr. 17,718. Erforderniß aufmerkſam machen und denſelben mitthei⸗ 


Lit. J. L über 500 Thlr. Courant Ne. 4,895. 0 Be ee welcher Poſtanſtalt ſie ihre 
Lit. N. i 100 C 359. Poſtſachen beziehen. } - 

5 re 15071 . | Insbeſondere wird es ſich auch empfehlen, wenn 

Königliche Kontrole der Staatspapiere. die auf dem Lande wohnenden Correſpondenten ‚mög? 

Dehnicke. Erbrich. Looſe. lichſt allgemein dem theilweiſe bereits beſtehenden We: 

A) Bekanntmachung. brauche folgen, in den von ihnen abzufendenden Briefen 

Briefverkehr mit Paris. bei der Orts⸗ und Datumsangabe den Namen des 


J wird hiermit, zufolge ſoeben eingetroffen r Poſtorts hinzuzufügen, durch welchen ſie ihre Pyſtſachen 
telegraphiſcher Ermächtigung Sr. Excelleuz des Herrn empfangen. ee 1A wen e h 
Bundeskanzlers zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß Berlin, den 8. Februar 1871. — 

von jetzt ab auch verſchloſſene gewöhnliche Briefe | General⸗Poſtamt. Step jan. w 
nach Paris gegen die vor Ausbruch des Krieges inf 7) Bekanntmachung. 
Kraft geweſenen Taxen befördert werden können. pie, uhren des Depeſchen⸗ Anweiſungsverfahrens im 
Verſendung recommandir ter Briefe iſt vorläufig Verkehr mit den Poſtanſtalten im Elſaß und Deutſch 


noch nicht zuläſſig. | Lothringen. 51 
Be lin, den 14. Februar 1871. Vom 1. März 1821 ab wird das beſtehende 
General⸗Poſtamt. |Beriapren der Vermittelung von Poſtanweiſungen durch 
Stephan. den Telegraphen auf den Verkehr mit ſolchen Orten 
| 3) Bekanntmachung. im Elſaß und in Deutſch Lothringen ausgedehnt, wo 
Beförderung von recommandirten Briefen und von für den Privatverkehr eröffnete Telegraphen⸗Stationen 
Briefen mit Werthangabe nach Paris. vorhanden ſind. Zu der Richtung nach dem Elſaß und 


Von jetzt ab können auch rerommandirte Deutſch Lothringen werden Zahlungsvermittelungen für 
Briefe und Briefe mit Werthangabe nach Paris Beträge bis zu 50 Thalern oder 87¼½ Gulden Süd⸗ 
gegen die vor Ausbruch des Krieges in Kraft geweſe⸗deutſcher Währung, in der Richtung vom Elſaß und 


nen Taxen beſördert werden. Deutſch Lothringen für Beträge bis zu 200 Franken 
Berlin, den 15. Februar 1871. (53 ½% Thaler) übernommen. 
General⸗Poſtamt. j j Berlin, den 9. Februar 1871. n nis 
5 g 8 — — General⸗Poſtamt. Stephan. 
6) € anntma ung. * Ver * 4 Br 1 * ft wien 
Mn a ung vo N ee „ ojt. Verordnungen und Bekanntmachungen ber 
Betreffend die e Orten ohne 11 Provinzial: Behörden. 5 
Vom 1. März c. ab iſt den Correſpondenten, 8 Zur Reichstagswahl. f 
welche ihren Wohnſitz in Orten ohne Poſtanſtalt haben, Das Central⸗ Komitee der deutſchen Vereine zur 


allgemein geſtattet, ihre Poſtſendungen auch von ſolchen Pflege im Felde verwundeter und erkrankter Krieger 
Poſtanſtalten abholen zu laſſen, deren Landbeſtellbezirk in Berlin hat an das Königliche Ober⸗Präſtdium in 
den betreffenden ländlichen Ort nicht einſchließt. Königsberg das Erſuchen gerichtet, zu veranlaſſen, daß 
„„In Folge dieſer aus den Kreiſen des betheiligten[bei den bevorſtehenden Wahlen zum erſten deutſchen 
Publikums wiederholt beantragten Verkehrserleichterung, Reichstage in allen Wahllokalen am Tage der Wahl 
muß die Spedition der Poſtſendungen nach Orten, an Sammelbüchſen mit der Aufſchrift :: 
welchen Poſtanſtalten ſich nicht befinden, nach Maßgabe, Dank der Wähler an die deutſchen Krieger“ 
der von dem Abſender uuf der Adreſſe bezeichneten aufgeſtellt werden; der Ertrag dieſer Sammlungen jolt 
Diſtributions⸗Poſtanſtalt bewirkt werden. Durch die für die Pflege der Verwundeten und Erkrankten ner: 
unrichtige Bezeichnung dieſer Poſtanſtalt oder das gänz⸗ wendet werden. inn 
liche Fehlen einer bezüglichen Angab können leicht! Der Herr Miniſter des Inuern hat ſich in einem 
Verzögerungen in der Uebertunft der Poſtſendungen Erlaſſe dahin ausgeſprochen, daß die Aufſtellung von 
herbeigeführt werden. 291 Sammelbuüchſen zu wohlthätigen Zwecken in öffentlichen 
f Es iſt daher im eigenen Intereſſe der Correſpon⸗ Lokalen einer ſtaatlichen oder polizeilichen Genehmigung 
denten nothwendig, daß die Abſender von Poſtſendungen, nicht unterliegt, ſoweit nicht ewa an einzelnen Orten 
welche nach Ortſchaften ohne Poſtanſtalt gerichtet ſind, ortspolizeiliche Verordnungen die Einholung einer ſolchen 
auf der Adreſſe außer dem eigentlichen Beſtimmungs⸗ Genehmigung vorſchreiben. Auch als Veranftaltung 
orte tbunlichſt noch diejenige Poſtanſtalt angeben, von einer öffentlichen Hauskollekte, zu welcher die Geneh⸗ 
welcher aus die Beſtellung der Sendung an den Adreſſaten migung des Königlichen Ober⸗Präſidiums erforderlich 
bewirkt wird, bezw. die Abholung erfolgt. ſein würde, kann die Aufſtellung ſolcher Büchſen nicht 
Zur Förderung dieſes Zweckes wird es beitragen, betrachtet werden. Da hiernach keine Veranlaſſung 
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vorliegt, der Abſicht des Central⸗Komite's entgegen oder den in einem Eclaubnißſcheine feſtgeſetzten Bedin⸗ 
zu treten, ſo weiſen wir die Wahlvorſteher unſeres gungen zuwiderhandelt, verwirkt eine Geldbuße bis 
Bezirks hierdurch an, ſich der Förderung des in Rede zu 10 Thlr., eder im Unvermögensfall on ſprechende 
ſtehenden Unternehmens zu unterziehen und in allen Haft, und hat zu erwarten, daß die durch ſeine Ueber⸗ 
Wahllokalen am Tage der Wahl Sammelbüchſen mit tretung entſtandenen Verkehrshinderniſſe auf ſeine 
der oben bezeichneten Aufſchrift aufſtellen zu laſſen. Koſten polizeilich beſeitigt werden. 7 


Auch wird hiermit angeordnet, daß die Erträge der Marienwerder, den 14. Februar 1871. 
Sammkung Seitens der Wahlvorſteher gleich nach dem Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Wahlakte an den Wahlkommiſſarius abzutiefern und 10) Nach Mittheilung der Königl. Regierung 


demnächſt von dem Letzteren an den Schatzmeiſter des zu Bremberg iſt die Rinderpeſt im Kreiſe Inowraclaw 
Provinzialvereins, Herrn Stadtälteſter Pr. Henſcheſerloſchen und ſind die angeordneten Maßregeln gegen 
in Königsberg abzuführen ſind, wogegen dem Königl. Verbrettung der Seuche außer Kraſt geſetzt worden. 
Ober⸗Präſidio von dem Wahlkommiſſar gleichzeitig eine Unter Bezugnahme auf unſere Amteblatts⸗Ver⸗ 
Anzeige über die Höhe der abgeführten Beträge zu fügung vom 7. Dezember v. J., Amtsblatt S. 233/234, 
erſtatten iſt. Marienwerder, den 17. Februar 1871. bringen wir dies zur öffentlichen Kenntniß. nt 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. Marienwerder, den 17. Februar 1871. 
9) Polizei Verordunng Königliche) Regierung. Abtheilung des Innern. 
Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11) Aus Anlaß der überaus großen Zahl all⸗ 
11. März 1850 (G.ſ. Samml. für 1850 S. 265 ff.) jährlich hier unmittelbar eingegangener Klaſſenſteuer⸗ 
verordnen wir über den Schifffabrts⸗ und Flößereiverkehr Rekursgeſuche war bereits durch die Cirkular⸗Verfügung 
auf der Drewenz von deren Ausmündung in die Weichſel vom 30. Juli 1860 III. 15734, angeordnet worden, 
bis zur Leibitſcher Mühle, was folat: j daß die Beſtimmung im § 14 zu al des Klaſſenſteuer⸗ 
„1. Auf der bezeichneten Flußſtrecke muß jederzeit geſetzes vom 1. Mai 185 l, wonach die Rekursſchriften 
eine 3 Authen breite Fahrt für den Verkehr frei bleiben. bei den betreffenden Landräthen eingereicht werden 
Das Verengen dieſer Fahrt durch Anlegen von Schiffs⸗ ſollen, Seitens der Königlichen Regterungen durch die 
gefäßen oder Flößholz iſt verboten. Amtsblätter oder in ſonſt geeigneter Weiſe den Klaſſen⸗ 
9 2. Stromaufwärts darf Holz welches auf ſteuerpflichtigen mit dem Bemerken in Erinnerung 
der Weichſel herbrigeſchofft worden iſt, nur auf Grund- gebracht werden ſollte, daß fernerhin alle hier unmittel⸗ 
eines Erlaubnißſcheines des Königlichen Domainen⸗ bar eingehenden derartigen Schriften den Abſendern 
Rentamts zu Thorn geflößt werden. In dem Erlaubniß⸗ ohne Weiteres portopflicht g zurückgezeben werden 
ſchein find die Strecke und die Zeit, für melde er würden. Nichts deſtoweniger hat die Zahl ſolcher 
gültig ſein ſoll, anzugeben; außerdem können darin Geſuche mit jedem Jahre ſugenommen, weshalb ich 
andere Hedingungen zur Sicherung der Ufer, des mich von Neuem veranlaßt ſehe, die Königliche Regie⸗ 
Verkehrs auf d. n Fluſſe und dergleichen vorgeſchrieben rung zu beauftragen, die oben gedachte geſetzliche Be⸗ 
werden. Den Erlaubnißſchein muß der Führer des ſtimmung durch Abdruck dieſes Erlaſſes im nächſten 
Flößholzes während der Fahrt bei ſich führen und Amtsblatt nochmals zu veröffentlichen, auch dafür 
jedem Polizeibeamten auf Verlangen vorzeigen. Sorge zu tragen, daß dieſelbe außerdem in jever ſonſt 
§ 3. Ein gleicher Erlaubnißſchein iſt erforderlich geeigneten Weiſe zur Kennt niß des betheiligten Publikums 
zum Anlegen des Flößholzes, ſowohl des ſtromauſwärts gelangt, da von jetzt ab alle hier unmittelbar eingehenden 
wie des ſtromabwärts gehenden, wenn es unterhalb Klaſſenſteuer⸗Rekursbeſchwerden ohne Weiteres und 
der Fähre zu Zlotterie länger als 8 Tage oder oberhalb ohne Ausnahme portopflichtig den Abſendern werden 
derſelben länger als 24 Stunden ſtill liegen ſoll. zurückgegeben werden. Id 


Bei den Fähren zu Zlotterie und Gumowo dürfen Berlin, den 30. Dezember 1870. 
Schiffsgefäͤße und Holz nur anlegen in einem Abſtande Der Finanz⸗Miniſter. gez. Camphausen. 
von mindeſtens 5 Ruthen von der Fähre. | Vorſtehendes Reſcript wird hierdurch von Neuem 


Die angelegten Schiffe und Hölzer müſſen derartig mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, 
befeſtigt werden, daß fie nicht durch Einwirkung der daß auch ſämmtliche Klaſſenſteuer⸗Reklama⸗ 
Strömung von ihrer Stelle gebracht und in die nach tionen und Rekurſe, welche anſtatt bei den 
§ 1 frcizulaſſende Fahrt getrieben werden können. Königlichen Landrathsämtern unmittelbar 

Das Anlegen von Flößholz in der Zeit vom bei uns eingereicht werden, ohne Weiteres 
b. Oktober bis zum Wiederaufgehen des Etſes iſt nur und ohne Ausnahme po rtopflichtig werden 
ausnahmsweiſe zu geſtatten. zurückgegeben werden. 

8 4. Von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang Marienwerder, den 14. Februar 1871. 
darf nicht geflößt werden. N sont Königliche Regierung. 


- 


§ 5. Wer den B.ſtimmungen dieſer Verordnung Abtheilung ſür direete Steuern, Domainen und Forſſen. 
(Hierzu der Oeffentliche Anzelger Nro. 8.) 
xrdigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck der Kanter'ſchen Hofbuchdruckerel. 


